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A + l? 645 qm . . 450 qm N . 280 qm . 195 qm

C 828 » . . 578 » 0 . 1920 ” . - 1340 »

1) + E . . 660 » . . 461 » P . 740 » . - 516 »

F + y _ . 669 » . . 467 » Q . 1076 » . . 751 »

G 266 » . . 185 » R + V . 346 » . . 242 »

H . . 470 » . . 328 » S . 1016 » . - 709 >>

!( . . 2002 » . . 1396 » T . 1648 » . . 1150 »

L . . 338 » . . 236 » U 1004 >> . . 700 »

M . . 1140 » . . 796 » gg.; _ _W

7018 qm . - 4897 qm + 7018 » . - 4897 »

zufammen 15 048 qm . - 10500 qm. 
Das vorliegende Beifpiel if’c keineswegs unanfechtbar. So würden fich die Befitzer der Grundftücke an

den fchmaleren Strafsen darüber befchweren können, dafs fie denfelben Antheil an Strafsenland verlieren, wie

diejenigen an den breiteren Strafsen, denen der Vortheil der Mehrbreite doch allein zu Gute kommt. Es

wäre defshalb gerechter. den Block durch ein Diagonalenkreuz in vier Dreiecke zu zerlegen und für jedes

Dreieck das Verhältnifs des Strafsenlandes zur Gefammtfläche zu ermitteln. Diefen Verhältniffen entfpre-

chend wären die in den verfchiedenen Dreieckblöcken liegenden Grundftücke und Grundftückstheile bei

der Umlegung zu verkleinern.

Noch andere Einwürfe bezüglich der Lage und Geftalt der durch die Umlegung gebildeten Bau-

f’cellen könnten erhoben werden. Das Verfahren bedarf defshalb um fo mehr der gefetzlich geordneten

Unterlage, und als Nothmittel müffte es dem Grundbefitzer, welcher fich gefchädigt glaubt, frei ftehen7

der Umlegung die Enteignung vorzuziehen, in fo fern die Oberbehörde das Vorhandenfein einer Schädigung

anerkennt.

Die alte Wegefläche C ift fowohl in Fig. 518. als in Fig. 525 in Baugrund umgelegt. Verzichtet

hierauf die Gemeinde aus Billigkeitsrückfichten zu Gunften derjenigen, welche die Erfatzfizrafse fchaffen,

fo tritt wiederum eine Verfchiebung und Vergröfserung der den Betheiligten zu überweifenden Bau—

Stellen ein. (Vergl. auch im Anhang den Artikel 17 des heffifchen Gefetzes über die allgemeine Bau-

ordnung.)

Die Umlegung in Fig. 518 fetzt voraus, dafs die Gemeinde vorher behufs Anlage der Strafsen das

Strafsenland erwirbt, während nach Fig. 525 die Befitzer felbf’c das Strafsenland frei legen. Im erfieren

Falle haben die Bauluf‘cigen — bei der zumeift üblichen Art der Aufbringung der Strafsenkof’ten — neben

dem Strafsenbau auch den Grunderwerb zu bezahlen; im letzteren Falle bleiben nur die Strafsenbaukoften

zu vertheilen. Diefe Frage der Koftenaufbringung werden wir im folgenden Kapitel behandeln.

5. K a p i tel.

Die Aufbringung der Stadterweiterungskoften.

Die Kofien, um deren Aufbringung es fich bei der Ausführung einer Stadt-

erweiterung handelt, laffen lich in zwei Gruppen zerlegen: die eine Gruppe umfafft

alle jene Ausgaben, welche geleif’tet werden müffen, um das Gelände überhaupt

dem Pcädtifchen Anbau zugänglich zu machen, z.B. Ausgaben für Flufsverlegungm,

Brücken, Eindeichungen, Hauptentwäfferungs-Canäle, Verlegung von Fefiungswerken,

Aufhebung von Rayon-Befchränkungen, während die zweite Gruppe fich aus den

Aufwendungen für diejenigen Arbeiten zufammenfetzt, welche zur Ausführung der

Strafsenanlagen nebft deren Zubehör im Einzelnen erforderlich find.

Die Kofien der erf’cen Gruppe werden in der Regel ganz oder vorwiegend

von der Gemeinde beitritten, die'Kof’cen der zweiten Art ganz oder vorwiegend

den Grundbefitzern zur Laf’c gelegt.
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Zwar wird durch Flufsverlegungen, Herftellung neuer Brücken, Aufhebung,
bezw. Ablöfung von Rayon-Befchränkungen Einzelnen ein grofser Vortheil auf Kofien
der Gefammtheit zugewiefen, und es wäre wohl der Billigkeit entfprechend, wenn
ein angemeffener Theil diefer Koften von den Bevortheilten wieder eingezogen
werden könnte. Leider fehlt es hierfür fait überall an der geeigneten gefetzlichen
Handhabe. Wohl kann die Gemeinde eine derartige Ausführung von freiwilligen
Beiträgen der Intereffirten abhängig machen, ein Verfahren, welches der Staat beim
Bau von Schifffahrts-Canälen und neuen Bahnlinien anzuwenden pflegt und welches
auch den Städten für Strafsen- und Sielbauten u. dergl, oft anfehnliche Beiträge
verfchafft hat. Aber bei grofsen, koftfpieligen Stadterweiterungsbauten if’c mit ge-
legentlichen freiwilligen Gaben erfahrungsmäfsig nichts anzufangen. Jahre lang
haben in Köln einzelne Grundbefitzer mit den übrigen und mit der Stadtverwaltung
über freiwillige Abgaben verhandelt, um das Zuftandekommen des Stadterweiterungs-
unternehmens herbeizufiihren. Es ift dabei nichts herausgekommen; die Gemeinde
hat fchliefslich nothgedrungen die Geldforderungen der Feitungsbehörde für die
Verlegung der Stadtumwallung allein befriedigen und das ganze Rifico des Unter-
nehmens allein tragen müffen — den Befitzern von 380 ha bisherigen Rayon-Landes
fiel die Verdoppelung bis Verzehnfachung ihrer Werthe als Gefchenk in den Schofs!
Eine gefetzliche Befiimmung, dafs die Grundbefitzer bei Aufhebung von Rayon-
Bdehränkungen wenigf’cens denjenigen Geldbetrag zurückzuzahlen hätten, den fie
bei Auferlegung der Befchränkung als Schadenerfatz empfingen, wäre doch das
Geringi‘ce, was man verlangen müffte. Zwar befteht am Rhein noch ein franzöfifches
Gefetz aus dem jahre 1807, welches vorfchreibt, dafs bei namhafter Werthfteigerung
von Privatbefitzungen durch öffentliche Unternehmungen den Befitzern die Zahlung
eines Beitrages auferlegt werden kann, welcher bis zur Hälfte des erlangten Vor-
theiles geht. Es fcheint indefs, als ob diefes halb vergeffene Gefetz für neuere
Unternehmungen ganz aufser Gebrauch fi:eht‚ und die Anwendbarkeit auf den ein-
zelnen Fall mag auch nach Lage der Sache fchwer zu erzielen fein. Somit bleibt
die Summe unferer eriten Koftengruppe in der Regel von der Gemeinde zu be-
ftreiten, es fei denn, dafs der Staat oder eine Unternehmergefellfchaft oder ein
Privater die Koflen aus eigener Anregung zum Theile oder ganz aufwendet, wie
dies beifpielsweife für die Donau-Regulirung bei Wien, für die Spree-Regulirung in
Berlin und für die zu den Pralz' di Cq/Zello führende Tiber-Brücke in Rom zutrifft.
Der einzige dem Verfaffer bekannt gewordene Fall, wo eine an die Feftungs-
behörde für Verlegung von Feitungswerken zu zahlende Geldfumme auf die Bevor-
theilten in Form einer zonenweife abgeftuften Steuer durch ein Sondergefetz theil-

‚ weife umgelegt worden ift, findet fich bei der Stadterweiterung von Mainz.
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Bezüglich der zweiten Koflengruppe beftehen in den meiften Staaten gefetz-
liche Fef’tfetzungen über die Heranziehung der Grundbefitzer. Im Allgemeinen
werden die Koflen der gewöhnlichen Strafsen mit allem Zubehör von den Anliegern
befiritten; die Zahlungspflicht der Gemeinde beginnt erPr bei Ueberfchreitung einer
gewiffen Strafsenbreite und bezieht fich ferner auf die öffentlichen Plätze, Garten-
anlagen, Verfchönerungen und auf die Zinfen, welche bis zu der Seitens des ver—
pflichteten Anliegers wirklich erfolgenden Zahlungsleiftung verfallen. Die fechfie
Stadterweiterungs—Thefe des >>Verbandes deutfcher Architekten- und Ingenieur-
Vereine<< fragt hierüber das Folgende: »Der Stadtgemeinde kommt die Befugnifs
zu, {ich für die von ihr aufgewendeten Kofien neuer Strafsen mit Zubehör Deckung
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von Seiten der anftofsenden Grundeigenthümer zu verfchaffen. Unter den betreffenden

finanziellen Formen empfehlen fich, namentlich wenn das Verfahren der Regulirung

vorausgegangen it’s, befonders Normalbeiträge für das Meter der Frontlänge jedes

Grundflückes.« Der @. 15 des preufsifchen Fluchtlinien-Gefetzes lautet: i>>Durch Orts-

ftatut kann fett gefetzt werden, dafs bei der Anlegung einer neuen oder bei der

Verlängerung einer fchon beitehenclen Strafse, fo wie beim Anbau an fchon vorhan-

denen, bisher unbebauten Strafsen und Strafsentheilen von dem Unternehmer der neuen

Anlage oder von den angrenzenden Eigenthümern — von letzteren, fobald fie Ge-

bäude an der neuen Strafse errichten - die Freilegung (Grunderwerbung), erfte Einrich-

tung, Entwäfferung und Beleuchtungsvorrichtung der Strafse in der dem Bedürfniffe

entfprechenden Weile befchafft, fo wie deren zeitweife, höchftens jedoch fünfjährige

Unterhaltung, bezw. ein verhältnifsmäfsiger Beitrag oder der Erfatz der zu allen

diefen Mafsnahmen erforderlichen Koflen geleiftet werde. Zu diefen Verpflichtungen

können die angrenzenden Eigenthümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßen-

breite, und wenn die Strafse breiter i{t als 26m, nicht für mehr als 13!“ der

Strafsenbreite herangezogen werden. Bei Berechnung der Kofien find die Koflen

der gefammten Strafsenanlage und bezw. deren Unterhaltung zufammen zu rechnen

und den Eigenthümern nach Verhältnifs der Länge ihrer die Strafse berührenden

Grenze zur Laft zu legen_<< In Baden, Württemberg, Bayern, Sachfen, Heffen und

Hamburg beftehen ähnliche Gefetzesbeftimmungen.

Während auf Grund des preufsifchen Gefetzes und der danach in den meiiten

Städten erlaffenen Ortsitatute alle Strafsenfronten gleichmäfsig zu betheiligen, Eck-

häufer alfo an beiden Strafsen theilzunehmen verpflichtet find, zieht das auf Grund

des badifchen Gefetzes erlaffene Ortsftatut für Karlsruhe die Eckhäufer nur mit

einer, und zwar mit der längeren Front heran und fchliefst die Vertheilung von

Unterhaltungskoften aus, betheiligt auch ältere Gebäude, nicht blofs neu entfiehende

Gebäude, wie in Preufsen. Das bayerifche Gefetz entbindet die Anlieger von den

Kofien der Pflafterung, Canalifation und Gasleitung. In Gotha gefchieht die Ver-

theilung nicht nach den Frontlängen, fondern nach dem Flächeninhalte, und zwar

derart, dafs die der Tiefe nach in zehn Zonen eingetheilten Grundflücke für die der

Strafse zunächf’t liegenden Zonen gemäfs einer fett gefetzten Zahlenreihe mehr zahlen,

als für die entfernteren. In Darmftadt haben die Anlieger nur denjenigen Theil

der Grunderwerbsl<often zu tragen, welcher den Preis von 70 Pfennigen für 1 qm

überiteigt.

Die größte Strafsenbreite, für welche die Anlieger je zur Hälfte heranzuziehen

find, beträgt in Preufsen nach obiger Beftimmung 26 m, in Dresden 24 m, in Leipzig

23m, in Wien 22,8 m, in Hamburg 17m, in Heffen 16m.

Wie die preufsifchen Städte die fonftigen bei der Koflenaufbringung hervor-

tretenden Fragen geordnet haben, dies zeigen als Beifpiele die im Anhang mit-

getheilten Ortsftatute für Berlin und Köln. Das Gefetz und die Ortsf’tatute unter-

fcheiden die Anlage neuer Strafsenf’trecken einerfeits und den Anbau an [chen vor-

handenen, bisher unbebauten Strafsenftrecken andererfeits.

Ueber das Wefen einer »fchon vorhandenen, bisher unbebauten Strafse«

herrfchen vielfache Meinungsverfchiedenheiten. Die Gemeinden fuchen diefem Be-

griffe behufs Erzielung der Kofiendecl<ung die weiteite, die Anlieger aus dem ent-

gegengefetzten Grunde die engfte Auslegung zu geben. Wird die Strafsenftrecke

nicht als eine im Sinne des Gefetzes »fchon vorhandene, bisher unbebaute<< aner-
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kannt, fo ift der Anlieger nicht blofs von Koflenbeiträgen entbunden, fondern hat
im Gegentheil von der Gemeinde Entfchädigung für Landabtretung u. f. W. zu be-
anfpruchen. Sicher hat der Gefetzgeber nicht die Beitragspflicht an alten, längf’c für
den Anbau, wenn auch nur fireckenweife, benutzten Stadtftrafsen fef’c fetzen wollen;
aber es dürfte auch zu Weit gehen, wenn man geltend machen wollte, der Gefetz-
geber habe nur »neu entworfene, aber noch unfertige« Strafsen im Auge gehabt.
Ein Feldweg, ein bekiester Gemeindeweg oder auch eine Landf’crafse, die nach dem
fefl gefiellten Stadthauplane dazu befiimmt find, breite Stadtftraßen mit verbefferter
Richtung und verbefferten Höhenverhältniffen zu werden, find gewiß als folche
Straßen zu betrachten, auf welche die Beitragspflicht des @. 15 des preußifchen
Gefetzes Anwendung findet. Für die Beurtheilung der Sachlage und der Kofien-
frage iPc es gleichgiltig, ob die neue Stadtftraße mitten durch das Feld gezogen
wird oder ob in diefelbe ftreckenweife ein alter, unangebauter Weg fällt.

429. Zur Ermittelung der Anliegerbeiträge werden die Kofien einer ganzen StreckeNormalbeiträge. .. . .. . . . . .\ zufammengezahlt und gle1chmaf51g verthe11t; zugehörige Theile von Straßen-
kreuzungen und Straßenabzweigungen werden mit eingerechnet. So bilden fich für
Erdarbeiten, Pflaf’rerung und Bürgerf’ceige bei annähernd gleichartigem Gelände fait
von felbf’c Normalbeiträge nach dem laufenden Meter Frontlänge und nach der Straßen-
breite. Bei der Kölner Stadterweiterung geht man bezüglich der Canalifation und der
Beleuchtungs-Anlage einen Schritt weiter, indem es für den Anliegerbeitrag gleich—
giltig fein foll, ob in der Straße ein Hauptcanal von großem oder ein Ca'nalrohr
von geringem Querfchnitt, ein Hauptgasrohr von 60 cm oder ein Nebenrohr von
10 cm Weite liegt. Das Canalnetz, wie das Gasrohrnetz oder das elektrifche
Kabelnetz haben für jeden Anlieger den gleichen Werth, mögen die Hauptleitunge'n
in diefer oder jener Straße liegen.

Auf Grund diefer Erwägungen iit in Köln der Koftenbeitrag zum Canalbau allgemein (mit Ein—
fchlufs der Kofien für die fiädtifcherfeits herzullellenden Hausanfchlüffe) auf 40 Mark, derjenige zum Bau
des Gasrohrnetzes auf 12 Mark für jedes laufende Meter Grundftücksfront fefl: gefetzt worden, fo dafs
es nunmehr möglich Hi, bei mittlerer Ausführungsgüte fiir den ganzen Straßenbau (ohne Grunderwerb)
Normalbeiträge zu fordern, welche nach der Straßenbreite von 180 bis zu 100 Mark für das Front—
Meter abgeftuft find.

Am einfachflen gefialtet fich die Beitragsfrage, wenn die Gemeinde felbf’c die
Eigenthürnerin des Baulandes ill, welches fie durch neue Straßen aufgefchloffen hat.
Hier ift es eine bloße Zweckmäßigkeitsfrage der Verkaufs-Politik, ob man durch
die Verkaufsbedingungen hohe, niedrige oder gar keine Beiträge ausbedingt; durch
geringere oder höhere Kaufgebote wird fich diefer Unterfchied mehr oder weniger
ausgleichen. In der Kölner Stadterweiterung fit für flädtifche Grundf’cücke in diefem
Sinne die Beitragspflicht auf ungefähr ein Drittel des normalen Satzes ermäßigt,
was auf den Durchfchnittsmenfchen eine gewiffe Anziehungskraft ausübt.

6. Kapitel.

Die Strafsendurchbrüche und die Verbefferung alter Straßen.
43°. Nimmt eine Feftungsftadt eine plötzliche Erweiterung vor oder findet bei

Sl;gi;t:2äefäzgeiner offenen Stadt zeitweife eine Prarke Entwickelung nach außen flatt, fo hat diefe
aufdie Altfladt.Ausdehnung auch den entfchiedenf’ten Einfluß auf die Verkehrs-, Gefchäfts- und


